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Beschlussvorschlag:

Einwendungen gegen die Wahl  der Gemeindevertretung Wusterhausen/Dosse,  gegen die Wahlen der Ortsbeiräte
Dessow und Stadt Wusterhausen/Dosse sowie gegen die Wahlen der Ortvorsteher*innen in den Ortsteilen Bantikow,
Barsikow,  Blankenberg,  Brunn,  Bückwitz,  Emilienhof,  Ganzer,  Gartow,  Läsikow,  Lögow,  Metzelthin,  Nackel,
Schönberg, Segeletz, Tramnitz, Trieplatz und Wulkow liegen nicht vor.

Die Gemeindevertretung stellt die Gültigkeit der jeweiligen Wahl vom 9. Juni 2024 fest.

Änderungsvorschlag:

Beratungsergebnis:

 laut Beschlussentwurf

 laut Änderungsvorschlag

Anwesend

               

JA

               

NEIN

               

Enthaltung

               

§ 22 BbgKVerf
 1)

               
1) Ausschluss von der Beratung und Abstimmung wegen Mitwirkungsverbot 

                                                     
Der  Vorsitzende 

                                                     
Der Bürgermeister 

 



Erläuterungen

Rechtsgrundlagen:

§§ 55, 56, 57, 79, 80, 84 Brandenburgisches Kommunalwahlgesetz - BbgKWahlG

Sachverhalt, Begründung:

Die Wahlprüfung sowie die Entscheidung über etwaige Wahleinsprüche obliegt der neugewählten Vertretung.
Sie entscheidet über die Wahleinsprüche sowie über die Gültigkeit der Wahl von Amts wegen. Sie verhandelt
und  beschließt  hierüber  in  öffentlicher  Sitzung.  Sie  stellt  sodann  die  Gültigkeit  der  Wahl  fest,  soweit
Einwendungen gegen die Wahl nicht vorliegen oder unzulässig bzw. unbegründet sind. 

Das amtliche Ergebnis zu den Wahlen wurde am 11. Juni 2024 in öffentlicher Sitzung des Wahlausschusses
festgestellt und am 17. Juni 2024 ortsüblich auf der Internetseite der Gemeinde bekannt gemacht.

Die Einspruchsfrist beträgt zwei Wochen nach der Bekanntgabe des Wahlergebnisses. Der Wahlleiter legt die
bei  ihm eingereichten Wahleinsprüche mit  seiner  Stellungnahme unverzüglich der neugewählten Vertretung
vor.

Finanzielle Auswirkungen:

keine

Anlagen:

keine


